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BURGENLAND.at 

 

Wirtschaftsförderung des Landes Burgenland 
 

Aktionsrichtlinie
1
 

„Schwerpunktförderung der Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft“ 

 

1. Allgemeines 
 

1.1. Diese Aktionsrichtlinie soll im Sinne der Zielsetzungen der gesetzlichen 
Bestimmungen gemäß dem Landes-Wirtschaftsförderungsgesetz 1994 – WiföG 
schwerpunktmäßig eine Stärkung der burgenländischen Tourismuswirtschaft 
durch Anhebung ihrer Wirtschaftskraft und Wettbewerbsfähigkeit bewirken.  
 
Grundlage für die gegenständliche Aktionsrichtlinie bildet daher das Landes-
Wirtschaftsförderungsgesetz 1994 – WiföG, LGBl. Nr. 33/1994 in der Fassung 
des Gesetzes LGBl. Nr. 38/2015.  
  
Darüber hinaus gilt die Rahmenrichtlinie der Wirtschaftsförderung des Landes 
Burgenland (LABl. Nr. 370/2014 in der Fassung LABl. Nr. 217/2015) für die 
Vergabe von Förderungen und für die Förderungsabwicklung. 
 
Das Landes-Wirtschaftsförderungsgesetz 1994 – WiföG sowie die 
Rahmenrichtlinie sind daher integrierender Bestandteil der ggst. Richtlinie.  

 
1.2. Durch die zur Verfügung gestellten Fördermittel werden überdurchschnittliche 

Wertschöpfungs-, Beschäftigungs- und Wachstumseffekte in der relativ 
standortsicheren burgenländischen Tourismuswirtschaft angepeilt. Die 
Gewährung von Förderungen im Rahmen dieser Richtlinien erfolgt nach 
Maßgabe der zur Verfügung stehenden Budgetmittel. 
 

1.3. Soweit in diesen Richtlinien auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen 
nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und 
Männer in gleicher Weise.  
 

 

2. Zielsetzung der Aktionsrichtlinie 

2.1. Wesentlichstes Förderungsziel ist die nachhaltige Stärkung der 
burgenländischen Tourismuswirtschaft durch  Forcierung der 
Innovationsfähigkeit,  Verbesserung des touristischen Angebotes,  Schaffung 
neuer touristischer Strukturen, Betriebsgrößenoptimierungen sowie 
Maßnahmen zur Saisonverlängerung. Des Weiteren wird die Erhaltung bzw. 
Schaffung von Arbeitsplätzen in den Tourismusbetrieben verfolgt. 

 

 

                                                 
1
 Aktionsrichtlinie gemäß Punkt (4) der Rahmenrichtlinie (LABl. Nr. 370/2014 in der Fassung LABl. Nr. 217/2015) 
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2.2. Diese Förderrichtlinie  steht im Einklang mit der strategischen Ausrichtung der 
Unternehmenspolitik der Europäischen Union, insbesondere durch die Stärkung 
der regionalen Wettbewerbsfähigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU).  
 

3. Angaben der beihilferechtlichen Grundlagen  

Rechtsgrundlage für Förderungen nach diesen Richtlinien  sind die Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union,  
ABl.  L 187 vom 26.06.2014 S. 1 und die Verordnung (EU) 2017/1084 der 
Kommission vom 14. Juni 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) 651/2014, in 
Bezug auf Beihilfen für Hafen- und Flughafeninfrastrukturen, in Bezug auf 
Anmeldeschwellen für Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes 
und für Beihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale Freizeitinfrastrukturen 
sowie in Bezug auf regionale Betriebsbeihilferegelungen für Gebiete in äußerster 
Randlage und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 in Bezug auf die 
Berechnung der beihilfefähigen Kosten,  Abl. L 156 vom 20.06.2017 S. 1 (beide im 
Folgenden „Verordnung (EU) Nr. 651/2014“) und die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-
Beihilfen; ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1.  
 

Für den Fall des Auslaufens oder der Abänderung der angeführten Rechts-
grundlagen kommen entsprechende Nachfolgeregelungen zur Anwendung.  
 

4. Förderungswerber  

4.1. Förderungswerber können physische oder juristische Personen sowie 
eingetragene Personengesellschaften (offene Gesellschaften und 
Kommanditgesellschaften) sein, die  

 ein Unternehmen oder eine Betriebsstätte im Bereich des Tourismus oder 
der Freizeitwirtschaft im Burgenland rechtmäßig selbstständig betreiben 
oder zu betreiben berechtigt sind oder 

 ein Unternehmen oder eine Betriebsstätte im Bereich des Tourismus oder 
der Freizeitwirtschaft im Burgenland zu gründen beabsichtigen. 

4.2. Als Förderungswerber kommen insbesondere kleinste, kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) gemäß der Definition des Anhang 1 zur  
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 in Frage.  

Regionalförderungen für Großunternehmen sind nur dann möglich, wenn die 
Erstinvestition eine neue Wirtschaftstätigkeit in dem betreffenden Gebiet 
umfasst.   

4.3. Nicht gefördert werden im Rahmen dieser Richtlinie  

 Unternehmen in Schwierigkeiten  

 Privatzimmervermieter  
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 Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren 
Beschlusses der Europäischen Kommission zur Feststellung der 
Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt nicht nachgekommen sind. 

 Beihilfen an Vereine und Verbände 
 
 

Der Beihilfeempfänger hat für den Erhalt einer Regionalen 
Einzelinvestitionsbeihilfe zu bestätigen, dass er in den beiden Jahren vor der 
Beantragung der Beihilfe keine Verlagerung hin zu der Betriebsstätte 
vorgenommen hat, in der die Erstinvestition, für die die Beihilfe beantragt wird, 
getätigt werden soll, und verpflichtet sich, dies auch in den beiden Jahren nach 
Abschluss der Erstinvestition, für die die Beihilfe beantragt wird, nicht zu tun.  

 

5. Gegenstand der Förderung 

5.1. Gegenstand der Förderung ist die Durchführung von materiellen und 
immateriellen Investitionen, die eine nachhaltige, wesentliche Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit bestehender oder neuzugründender Unternehmen zum 
Ziel haben.   

Weiters muss zumindest einer der nachstehenden Förderschwerpunkte erfüllt 
sein:  

 BEHERBERGUNG 
Neu-, Aus- oder Umbauten, Betriebsgrößenoptimierung sowie Innovation in 
Hotel- und Beherbergungsbetrieben 

- Neu-,  Aus- oder Umbau  mit Kapazitätserweiterung von Hotel- und 
Beherbergungsbetrieben, wenn zumindest die 3*-Kategorie erreicht 
wird, oder 

- Qualitätsverbesserung oder Modernisierung oder Angebots-
verbesserung von Beherbergungsbetrieben, oder  

- Neu-, Aus- oder Umbau von Kurhotels, Kurmittelhäusern und 
touristisch-medizinischen Beherbergungsbetrieben, wenn dadurch eine 
wesentliche Belebung der Region zu erwarten ist oder 

- Schaffung oder Ausbau von Beherbergungseinrichtungen für Kinder- 
und Jugendtourismus oder 

- Errichtung neuer bzw. Verbesserung bestehender  Personalunterkünfte 
(für eigene Mitarbeiter) und sonstiger Einrichtungen für Mitarbeiter. 

 

 GASTRONOMIE 
Qualitätsverbesserung, Angebotsverbesserung oder Innovation in 
Gastronomie- und Verpflegungsbetrieben touristischer Art 

- Neu-, Aus- oder Umbau von Verpflegungsbetrieben zur Schaffung 
eines qualitativen Gastronomieangebotes oder 

- wesentliche Standardhebung oder Neuausrichtung in bestehenden 
Gastronomiebetrieben oder 

- Schaffung von spezialisierten und neigungsorientierten 
Gastronomiebetrieben. 
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 SPORT- UND FREIZEITEINRICHTUNGEN 
Neu-, Aus- oder Umbau von touristischen Sport- und Freizeiteinrichtungen 
sowie Diversifizierung der Aktivitätsmöglichkeiten 

- Neu-, Aus- oder Umbau von Betrieben und Anlagen touristischer Art zur 
Forcierung des Aktiv- oder Erlebnisurlaubes oder 

- Schaffung von Einrichtungen, die zur Saisonverlängerung beitragen 
oder 

- Errichtung und Ausbau von Freizeitbetrieben, die überörtliche 
Bedeutung haben oder zur Profilierung und Spezialisierung eines Ortes 
oder Betriebes beitragen.  
 

 UMWELT, SICHERHEIT, BARRIEREFREIHEIT 
Investitionen in  umwelt- und sicherheitsbezogene Einrichtungen, 
Barrierefreiheit sowie Energiesparmaßnahmen in Tourismusbetrieben: 

- Schaffung umwelt- und sicherheitsbezogener Einrichtungen 
- Investitionen zur Einsparung von Energie und Trinkwasser 
- Investitionen, die den barrierefreien Zugang zur touristischen 

Dienstleistung ermöglichen.  

5.2. Förderungen nach diesen Richtlinien müssen einen Anreizeffekt haben.  

5.2.1. Kleinere Vorhaben werden grundsätzlich auf Basis von De-minimis 
(Verordnung (EU) Nr. 1407/2013) abgewickelt, wobei die maximale 
Berechnungsbasis mit höchstens € 300.000,00 begrenzt ist. Anerkannt 
werden Kosten des Vorhabens, die ab dem Zeitpunkt der Einreichung 
eines schriftlichen Beihilfeantrages entstehen (Anreizeffekt).  

5.2.2. Förderungen die nicht unter 5.2.1 erfolgen, sondern auf Basis der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 vergeben werden, gelten als Beihilfen 
mit Anreizeffekt, wenn der Förderungswerber vor Beginn der Arbeiten 
für das Vorhaben oder die Tätigkeit einen schriftlichen Beihilfeantrag im 
betreffenden Mitgliedstaat gestellt hat. Der Beihilfeantrag muss 
mindestens 

a) den Namen und die Größe des Unternehmens, 
b) Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns und des  

     Abschlusses, 
c) Standort des Vorhabens, 
d) Kosten des Vorhabens, 
e) Art der Beihilfe (zB Zuschuss, Garantie…) und Höhe der für das      

     Vorhaben benötigten öffentlichen Finanzierung enthalten. 
 

6. Förderbare Kosten 

6.1. Als förderbare Kosten gelten investive Maßnahmen für Baukosten (Um-, Zu- 
oder Neubau), die Anschaffung von Einrichtung,  Betriebs- und 
Geschäftsausstattung des Anlagevermögens sowie Architekten- und 
Ingenieurhonorare (insbesondere Sonderplaner wie Energie- und 
Technikplaner). 
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6.2. Die Mindesthöhe der förderbaren Kosten beträgt € 10.000,00 je Förderantrag. 
Bei einer nachträglichen Unterschreitung wird eine bereits gewährte Förderung 
widerrufen. 

6.3. Behaltefristen und Aktivierung im Anlagevermögen.  

Grundsätzlich sind die geförderten Investitionsgüter zu aktivieren. In 
abweichenden Fällen sind jedenfalls nur solche Vermögensgegenstände 
förderbar, die zum Aufbau und zur Ausstattung eines Betriebes nötig sind und 
die dazu bestimmt sind, dauerhaft dem Geschäftsbetrieb zu dienen bzw. 
langfristig im Unternehmen gebunden sind. Die Behaltefrist (KMU 3 Jahre, 
Großunternehmen 5 Jahre) ist zwingend einzuhalten. 

  
Bilanzführende Förderungswerber müssen die geförderten Investitionskosten 
im Anlagevermögen aktivieren.  

 

7. Art und Ausmaß der Förderung 

7.1. Die Förderung besteht in der Gewährung von nicht rückzahlbaren Zuschüssen, 
deren Höhe in Prozent der förderbaren Projektkosten berechnet wird. Das 
Ausmaß der Förderung beträgt je nach Güte des Projektes grundsätzlich 
maximal 20%, wobei diese Obergrenze bis zu den jeweiligen Grenzen der 
Artikel  14 und 17 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 herauf- bzw. herabgesetzt 
werden kann. 

 

Die Festlegung des Fördersatzes im jeweiligen Einzelfall hängt von der Güte 
des Projektes ab, wobei sich diese nach dem Grad der Erfüllung der 
nachfolgend aufgezählten Kriterien bestimmt: 

 Innovation oder Neuausrichtung 

 Betriebsgrößenoptimierung, Angebotserweiterung, Qualitätsverbesserung, 
Neugründung und Schaffung neuer Kapazitäten 

 Investitionsgrad und Wachstumspotenzial 

 Barrierefreiheit 

 Touristische Relevanz des bestehenden oder neuen Betriebes 

 Leitbetrieb mit regionaler Ausstrahlung 

 positive arbeitsmarktpolitische Effekte 
 

7.2. De-minimis-Beihilfen dürfen nicht mit anderen Beihilfen für dieselben 
förderbaren Aufwendungen kumuliert werden, wenn die aus der Kumulierung 
resultierende Förderintensität die höchste einschlägige Förderintensität 
übersteigen würde, die in einer Verordnung oder in einer von der Kommission 
verabschiedeten Entscheidung festgelegt wurde.  

7.3. Bei Förderungen gem. 5.2.1 sind die De-minimis-Vorschriften laut Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 (siehe Pkt. 3.) zu beachten. 

Der Förderungswerber ist verpflichtet, in den Förderanträgen entsprechende 
Angaben über beabsichtigte, laufende und erledigte Ansuchen bei anderen 
Förderaktionen oder Förderstellen und Rechtsträgern, die dasselbe 
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Unternehmen/Einheit betreffen, zu machen und diesbezügliche spätere 
Änderungen mitzuteilen. Alle Einheiten, die von ein und derselben Einheit 
kontrolliert werden, sind als einziges Unternehmen anzusehen. Die Wirtschaft 
Burgenland Gesellschaft mit beschränkter Haftung hat auf Grundlage dieser 
Angaben zu prüfen, ob eine Förderung aufgrund der für Kumulierungen 
geltenden Bestimmungen gewährt werden kann. 

7.4. Bei Projekten, die die entsprechenden Kriterien gemäß dem Operationellen 
Programm „IWB/EFRE Österreich 2014-2020“ für das 
Regionalförderungsgebiet Burgenland erfüllen, kann im Rahmen dieser 
Richtlinie eine Förderung unter Beiziehung von Mitteln aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) gewährt werden.  
 

 

8. Nicht förderbare Kosten 

8.1. Ausgeschlossen von einer Förderung (gemäß 5.2.1) sind Kosten, welche vor 
Einbringung eines Förderantrages bei der Wirtschaft Burgenland Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung oder einer Förderstelle des Bundes angefallen sind.  

8.2. Ausgeschlossen von einer Förderung (gemäß 5.2.2) sind Vorhaben, mit deren 
Beginn vor Einbringung des Förderantrages bei der Wirtschaft Burgenland 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder einer Förderstelle des Bundes 
begonnen worden ist.  

Laut Verordnung (EU)  Nr. 651/2014  ist der Beginn der Arbeiten wie folgt 
definiert: 

 Beginn der Bauarbeiten für die Investitionen oder 

 die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Ausrüstung  
oder 

 eine andere Verpflichtung, die die Investition unumkehrbar macht, 

wobei der früheste dieser Zeitpunkte maßgebend ist. 

Der Kauf von Grundstücken und Vorarbeiten wie die Einholung von 
Genehmigungen und die Erstellung vorläufiger Durchführbarkeitsstudien gelten 
nicht als Beginn der Arbeiten. Bei der Übernahme ist der „Beginn der Arbeiten“ 
der Zeitpunkt des Erwerbs der unmittelbar mit der erworbenen Betriebsstätte 
verbundenen Vermögenswerte.  

8.3. Von einer Förderung ausgeschlossen sind darüber hinaus zum Beispiel: 

 der Ankauf von Grundstücken und Baulichkeiten 

 der Ankauf von gebrauchten Investitionsgütern sowie Ablösekosten 

 Ersatzinvestitionen, Instandhaltungen, Reparaturen 

 Abbruch-, Demontage- und Entsorgungskosten 

 Marketing- und Werbekosten, Kosten für Homepage und Web-Space 

 der Ankauf von Laptops, Handys, Foto- und Videokameras (ausgen. 
Überwachungskameras) 

 der Ankauf von Fahrzeugen, Leihfahrzeugen und –geräten 

 der Ankauf von Musik- und Spielautomaten 
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 Betriebsabgänge und Finanzierungskosten 

 Unternehmerwohnungen, privat genutzte oder nicht betrieblich genutzte 
Räumlichkeiten 

 Betriebsmittel und Aufwendungen, die nicht betrieblichen Investitions-
zwecken dienen 

 Investitionen, die anderen als touristischen Zwecken dienen (zB. reine 
Vermietung und Verpachtung wie Pferdeeinsteller, Campingplätze mit 
Ausrichtung auf Dauercamper etc.) 

 Abgaben und Gebühren 

 Bezugsrechte (z.B. Strom, Gas, Wasser) 

 Kosten für direkte Leistungen von Franchisegebern und vergleichbaren 
Systempartnern (zB. Franchise-/Systemgebühr) 

 Investitionen in Unternehmen, die eine suboptimale Betriebsgröße oder 
geringe Dienstleistungsqualität aufweisen (z.B. Imbissstuben)  

 Investitionen in Vergnügungs-/Nachtlokale, Wettbüros, Spielcasinos und 
ähnliches 

 Eigenleistungen (interne Personalkosten) 
 

8.4. Bei EFRE kofinanzierten Projekten sind leasingfinanzierte Investitionen nicht 
förderbar.  

8.5. Rechnungen mit einem Nettobetrag unter € 150,00 sind nicht förderfähig. 

8.6. Investitionsvorhaben, deren förderbare Gesamtkosten unter  € 10.000,00 
liegen, sind nicht förderfähig.  

 

9. Kumulierung 

9.1. Im Falle der Kumulierung der Förderung mit Förderungen aus anderen 
Förderstellen dürfen für die gegenständliche Aktionsrichtlinie folgende 
Höchstgrenzen nicht überschritten werden: 

9.1.1. Investitionsbeihilfen an KMU gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 bis max. 7,5 Mio. Euro Förderhöhe pro Unternehmen 
und Investitionsvorhaben 

 maximal 20% der förderbaren Kosten für kleine Unternehmen 

 maximal 10% der förderbaren Kosten für mittlere Unternehmen 
 

9.1.2. Regionale Investitionsbeihilfen gemäß Artikel 14 der  Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 können bis zur maximalen Obergrenze der aktuell 
genehmigten Fördergebietskarte 2014 – 2020  (Nationale 
Fördergebietskarte gemäß Entscheidung der Kommission vom 
21.05.2014, registriert unter SA 37825 (2014/N)) gewährt werden. 

 maximal 10% der förderbaren Kosten (Kumulierung mit KMU-
Beihilfen möglich)  

9.2. Bei Überschreitung der angeführten Höchstgrenzen ist in jedem Fall eine 
Notifizierung des Einzelfalles bei der EU-Kommission vorzunehmen.   
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Regionale Investitionsbeihilfen zugunsten großer Investitionsvorhaben sind bei 
der Kommission anzumelden, wenn der Gesamtförderbetrag aus sämtlichen 
Quellen 75% des Beihilfehöchstbetrages überschreitet, den eine Investition 
mit beihilfefähigen Kosten in Höhe von 100 Mio. Euro erhalten könnte, würde 
die zum Bewilligungszeitpunkt festgelegte Regel-Obergrenze für Beihilfen 
zugunsten großer Unternehmen zugrunde gelegt. 

9.3. Eine Kumulierung der Förderung mit „De-Minimis“ -Beihilfen für dieselben 
förderbaren Kosten über die erlaubten Obergrenzen gemäß  Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 ist nicht zulässig. 

 

10. Besondere Verfahrensbestimmungen 

10.1. Leasingfinanzierte Investitionsvorhaben sind ausschließlich in Form von 
Finanzierungsleasing förderbar; Förderungswerber ist der Leasingnehmer.  

10.2. Im Falle der Förderung eines Projektes nach Artikel 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 muss der beihilfefreie Anteil zur Finanzierung der Projektkosten 
mindestens 25 % betragen und ist entsprechend nachzuweisen.  

10.3. Im Falle der Förderung eines Projektes nach Artikel 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 gilt folgendes: 

 

 Bei großen Unternehmen gewährten Beihilfen für grundlegende 
Änderungen des Produktionsprozesses müssen die beihilfefähigen 
Kosten höher sein als die in den drei vorangegangenen 
Geschäftsjahren erfolgten Abschreibungen für die mit der zu 
modernisierenden Tätigkeit verbundenen Vermögenswerte. 

 

 Bei Beihilfen für die Diversifizierung der Produktion einer bestehenden 
Betriebsstätte müssen die beihilfefähigen Kosten mindestens 200% 
über dem Buchwert liegen, der in dem Geschäftsjahr vor Beginn der 
Arbeiten für die wiederverwendeten Vermögenswerte verbucht wurde. 

 

10.4. Veröffentlichung und Information gem. Artikel 9 Verordnung (EU) Nr. 
651/2014: 
Einzelbeihilfen in der Höhe von bzw. über € 500.000,00 unterliegen den 
Transparenzverpflichtungen und müssen im System Transparency Award 
Module (TAM) veröffentlicht werden.  

Bedeutend für die Veröffentlichung sind folgende Parameter: 
Beihilfennummer, Name des Empfängers, Beihilfeninstrument, 
Beihilfenelement in voller Höhe, Gewährungsakt..  
 
Die Veröffentlichung der Daten wird von der WiBuG innerhalb von 6 Monaten 
vom Datum der Genehmigung an gerechnet, vorgenommen.  
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10.5. Um die Erreichung der Förderungsziele zu gewährleisten, kann die 
Förderkommission weitere Kriterien, Spezifikationen, Bedingungen und 
Einschränkungen vorgeben. 

Die Ausbildung von Lehrlingen und Facharbeitern sowie die Beschäftigung 
von älteren Arbeitnehmern sind hierbei wichtige sozial-, arbeits- und 
regionalpolitische Zielsetzungen, welche bei der Gewährung von Förderungen 
berücksichtigt werden.  

10.6. Tourismusbetriebe, denen im Rahmen dieser Richtlinie eine Förderung 
gewährt wird, haben das Burgenland Tourismus Logo und seine gleichzeitige 
Verlinkung auf die www.burgenland.info  sichtbar auf ihrer Website 
anzubringen.  

10.7. Der Förderungsnehmer hat das geförderte Vorhaben – sofern im 
Förderungsvertrag nicht anders festgelegt – spätestens innerhalb eines 
Zeitraumes von 2 Jahren ab Einreichung des Förderungsantrages 
durchzuführen.  
In besonders begründeten Ausnahmefällen ist, unter der Voraussetzung einer 
fristgerechten Beantragung, eine Verlängerung des Zeitraumes möglich. 

10.8. Förderstelle 
Förderanträge sind mit dem dafür aufgelegten Formular vor Beginn des 
Vorhabens oder der Tätigkeit bei nachfolgender Förderstelle einzubringen:  

 
Wirtschaft Burgenland Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
7000 Eisenstadt, Technologiezentrum 
Tel.: +43 (0)5 9010 21-0 
Fax: +43 (0)5 9010 21-10 
 

 

11. Zuständigkeit für die Förderentscheidung 

 
Die Förderkommission hat für die Gewährung von Förderungen Vorschläge zu 
erstatten. Über die Vergabe der Fördermittel entscheidet die Landesregierung.  
 
 

12. Geltungsdauer 

Diese Aktionsrichtlinie tritt mit 01.01.2018  in Kraft. Anträge können bis zum  
31.12.2020 eingebracht werden. 

 

Die mit Beschluss der Landesregierung vom 13.12.2016 und im Landesamtsblatt 
vom 23.12.2016, LABl. Nr. 51/2016, veröffentlichte Aktionsrichtlinie 
„Schwerpunktförderung der Tourismus- und Freizeitwirtschaft“ tritt mit 31.12.2017 
außer Kraft. Genehmigungen nach dieser Richtlinie sind danach nicht mehr möglich.  
 
 


